Das Parteibuch der Richterinnen und Richter: Fluch oder Segen?

«Leider übt in der Bundesversammlung die Parteizugehörigkeit des Kandidaten in manchen Fällen einen grössern Einfluss aus, als die Frage nach seiner Fähigkeit, den Platz eines Bundesrichters auszufüllen.» Dieser Satz könnte aus dem Umfeld der «Justiz-Initiative» stammen, die den Einfluss der politischen Parteien auf die Wahlen ans höchste Schweizer Gericht radikal zurückbinden will. Die Feststellung ist allerdings sehr viel älter und stammt zudem von einer Person, die ihre Wahl ans Bundesgericht ihrer Parteizugehörigkeit verdankte. Alexander Reichel (1853-1921) beschrieb in seinem 1896 erschienenen Kommentar zum Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege die bereits damals übliche Wahlpraxis. Reichel brachte zweifelsohne die nötigen fachlichen Qualifikationen mit, um als Bundesrichter gewählt zu werden; er war Universitätsprofessor und erster Chef der Justizabteilung (heute Bundesamt für Justiz). Mindestens so entscheidend war aber sein parteipolitisches Engagement: 1888 war er Mitgründer der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, die er bis 1890 präsidierte. Nach den für die Partei erfolgreichen Nationalratswahlen von 1902 war der Weg frei für den ersten sozialdemokratischen Bundesrichter – nämlich Alexander Reichel.
Die Biographie Reichels zeigt exemplarisch die enge Verflechtung von Politik und Justiz, die seit Gründung des Bundesstaats die Wahlen und Wiederwahlen ans Bundesgericht prägt. Michele Luminati und Filippo Contarini zeichnen dies in ihrem Beitrag eindrücklich nach. Die Wahl ans Bundesgericht war und ist bis heute nicht möglich ohne das Parteibuch als unverzichtbares «Eintrittsticket». Bedeutet dies, dass auch die Rechtsprechung an den Bundesgerichten «verpolitisiert» wird, wie dies ein vergleichender Blick in die USA erwarten liesse? Diese Frage analysiert Gabriel Gertsch in seiner empirischen Untersuchung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Er kommt zum Schluss, dass die Parteizugehörigkeit die richterliche Entscheidfindung weniger stark beeinflussen dürfte als bislang angenommen. Im Asylrecht besteht zwar eine gewisse Korrelation zwischen parteipolitischer Gesinnung und Rechtsprechung, was wohl auch dem Umstand geschuldet ist, dass sich die Urteile vergleichsweise einfach einem Links-/Rechts-Schema zuordnen lassen. Im Ausländer- und Sozialversicherungsrecht besteht ein solcher Zusammenhang hingegen nicht. 
Die in der Schweizer Tradition tief verwurzelte parteipolitische Umklammerung der Justiz scheint in ihren Auswirkungen auf die Rechtsprechung somit weniger problematisch zu sein, als vielfach befürchtet. Trotz ihrem Bekenntnis zu einer politischen Partei urteilen Richterinnen und Richter grundsätzlich unparteiisch. Unbeantwortet bleibt allerdings die Frage, welche Vorteile der faktische Parteienzwang mit sich bringt. Gerne wird die ausgewogene Zusammensetzung der Gerichte als Grund genannt. Ausgewogenheit und Repräsentativität der Justiz sind zweifelsohne notwendig, um die Akzeptanz einer Institution zu erhöhen, in der wegen der fachlichen Anforderungen zwangsläufig nur eine Berufsgruppe vertreten ist. Doch ist der Parteienproporz hierfür das richtige Instrument? Bei parteipolitisch stark polarisierenden Rechtsbereichen mag dieser Ansatz richtig sein. Das richterliche Vorverständnis ist aber keineswegs in allen Fachbereichen ein Spiegel parteipolitischer Gesinnung. Im Strafrecht etwa dürfte ausschlaggebender sein, ob die Richterin früher als Staatsanwältin oder als Strafverteidigerin tätig war. Und im Familienrecht sind Geschlecht und familiäre Situation der urteilenden Person wohl prägender. Die Beachtung des Parteienproporzes gewährleistet daher nicht automatisch eine ausgewogene Justiz. Sie schmälert sogar die Repräsentativität, gehören doch nur knapp 7% der stimmberechtigten Schweizerinnen und Schweizer einer politischen Partei an. Die Berücksichtigung weiterer Auswahlkriterien wird hierdurch unnötig erschwert, wie exemplarisch das Kriterium der Sprachkenntnisse auf Bundesebene zeigt. Lediglich eine einzige Richterin des Bundes (am Bundespatentgericht) beherrscht die vierte Landessprache. Dies ist bedenklich, sollte das Bundesgericht doch in der Lage sein, Urteile in Rumantsch Grischun (vgl. BGE 122 I 93) abzufassen und muss es doch hin und wieder über den Schutz von Minderheitensprachen urteilen (z.B. BGE 139 I 229). Schliesslich sind auch Fallkonstellationen denkbar, wo es für die Akzeptanz der Entscheidung wichtig wäre, dass gerade auch Richterinnen und Richter ohne Parteibindung an Urteilen mitwirken. Etwa dann, wenn die Zulässigkeit kantonaler Wahlsysteme zu beurteilen ist (z.B. BGE 143 I 92).
[bookmark: _Hlk57963993]Das Parteibuch der Richterinnen und Richter ist damit weder Fluch noch Segen. Die Parteizugehörigkeit kann ein sinnvolles Auswahlkriterium sein, um eine ausgewogene Zusammensetzung der Richterbank zu erreichen. Wird das Parteibuch hingegen zum alles dominierenden Ausschlusskriterium, leidet die Repräsentativität der Justiz ebenso wie ihre Akzeptanz. Die «Justiz-Initiative» ist ein Alarmzeichen dafür. Das Parlament sollte daher den Mut aufbringen, endlich auch Personen ohne parteipolitische Bindung ins Richteramt zu wählen. Auch bei der Wahl Reichels musste das Parlament über seinen Schatten springen. Denn erstmals wählte es damals einen konfessionslosen Richter. Nach mehr als 170 Jahren ist die Zeit überreif, auch das Erfordernis des parteipolitischen Bekenntnisses fallen zu lassen.
Benjamin Schindler
[bookmark: _GoBack]Wechsel in der Redaktion
Die Leitung der Redaktion des Zentralblatts lag bisher bei Giovanni Biaggini, der diese Aufgabe 2012 von August Mächler übernommen hatte. Mit dem Jahreswechsel ist die Verantwortung auf Benjamin Schindler übergegangen. Redaktion und Verlag danken Giovanni Biaggini sehr herzlich für sein unermüdliches Engagement im Dienst dieser Zeitschrift. Da er der Redaktion weiter angehören wird, wäre eine Würdigung seiner grossen Verdienste noch verfrüht.
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